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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 174/13 B 
 
L 14 R 970/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 11 R 167/08 (SG Köln) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
 
 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland, 
Königsallee 71, 40215 Düsseldorf, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r   

und den Richter Dr. K o l o c z e k   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 8. Februar 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 8.2.2013 hat das LSG Nordrhein-Westfalen einen Anspruch des Klägers auf Ge-

währung ungekürzter Altersrente ohne Berücksichtigung eines zu seinen Lasten durchgeführten 

Versorgungsausgleichs verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger hält die Rechtsfrage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob § 4 Abs. 2 VAHRG verfassungsgemäß ist" bzw "die Regelung des § 4 VAHRG im 

Hinblick auf die Geringfügigkeitsgrenze verfassungskonform ist." 

 

Er hat es aber versäumt, deren Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungs-

erheblichkeit ausreichend aufzuzeigen. 

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17; s hierzu auch Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, 

§ 160a RdNr 41 mwN). Im Hinblick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswer-

tung der Rechtsprechung des BSG bzw des BVerfG zu dem Problemkreis substantiiert vorge-

tragen werden, dass diese zu dem Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch 

die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch 

nicht beantwortet haben (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN). Ist eine höchstrichterliche Rechtsprechung bereits vor-

handen, ist aufzuzeigen, dass trotzdem weiterhin oder wieder Klärungsbedarf bestehe. Um dar-

zulegen, dass einer entschiedenen Rechtsfrage gleichwohl noch grundsätzliche Bedeutung 

zukomme, hat ein Beschwerdeführer vorzutragen, in welchem Umfang, von welcher Seite und 

mit welcher Begründung der Rechtsprechung widersprochen werde bzw die Beantwortung der 

Rechtsfrage umstritten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51). Dasselbe gilt für die Behauptung, 

dass neue erhebliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen seien, die zu einer über die bisherige 

Erörterung hinausgehenden Betrachtung der grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage 

führen könnten und die Möglichkeit einer anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich aus-

schlössen (vgl hierzu BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 mwN; s auch Leitherer in Meyer-Lade-

wig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 8b). Diesen Anforderungen genügt die Be-

schwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger geht weder auf die Entscheidung des BVerfG vom 5.7.1989 (1 BvL 11/87, 1 BvR 

1053/87 und 556/88 - BVerfGE 80, 297 = SozR 5795 § 4 Nr 8) noch auf das Urteil des BSG vom 

25.2.2004 (B 5 RJ 3/03 R - SozR 4-5795 § 4 Nr 1) ein, nach denen § 4 Abs 2 VAHRG verfas-

sungsgemäß ist. Die Beschwerdebegründung erschöpft sich vielmehr in der Behauptung, dass 

"die Diskussionswürdigkeit über die Verfassungsmäßigkeit des § 4 Abs. 2 VAHRG nicht erlo-

schen" sei, auch "wenn seitens des Bundessozialgerichts bereits Urteile" vorlägen. 
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Ebenso wenig ist die Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Frage dargetan. Ob eine Rechtsfrage 

entscheidungserheblich ist, ist auf der Grundlage des vom LSG festgestellten Sachverhalts zu 

prüfen. Welchen Sachverhalt das LSG festgestellt hat, ist der Beschwerdebegründung jedoch 

nicht zu entnehmen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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